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Oldenburgisches

Gemeinde - Blatt.
Vierteljährlich erscheinen 13 Nummern. Abonnementspreis jährlich 2

1897 . Mittwoch , 7 . Juli . M 29
Das Arbeitsamt der Stadt Mainz.

Die Stadt Mainz hat nun endlich auch ein Arbeitsamt.
Wenn das Sprichwort : „Was lange währt, wird gut "

, Be¬
rechtigung hat, so muß das Amt eine Musteranstalt werden;
denn nahezu 4 Jahre ist in Mainz an dem Plane der Errich¬
tung eines Arbeitsamtes gearbeitet worden.

Die Anregung hierzu ging von dem dortigen Gewerkschafts¬
kartelle aus . Das Mißtrauen , das man anfänglich in den
Kreisen der Arbeitgeber einer solchen Institution entgegenbrachte,
war die Ursache, daß der von dem Gewerkschaftskartell gestellte
Antrag längere Zeit hindurch dilatorisch behandelt wurde . Erst
nachdem in Deutschland eine Anzahl Arbeitsämter errichtet
waren und die hessische Regierung im Jahre 1895 Erhebungen
über die „ Maßnahme zur Minderung der Arbeitslosigkeit" an¬
stellte , kam die Sache in besseren Fluß . Zum ersten Mal be¬
schäftigte sich die Stadtverordneten-Versammlung mit der Ange¬
legenheit am 10 . Juli 1896 . Aus ihren Berathungen ging
der Entwurf eines Ortsstatuts hervor, der u . a . in den §§ 1
und 2 bestimmte:

Z 1 . Das Arbeitsamt hat den Zweck
1) ein fortlaufendes Verzeichniß über die in der Gemeinde

Mainz sich darbietenden Arbeitsgelegenheiten und die Arbeit
suchenden Personen auf Mund der bei ihm einlaufenden
Anmeldungen zu führen,

2) zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern (gewerblichen Ar¬
beitern , Dienstboten und Lehrlingen) Arbeit zu vermitteln,

3) über Fragen der Gewerbeordnung , der Kranken-, Unfall-,
Jnvaliditäts- und Altersversicherung, sowie andere social¬
politische Gesetze Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf An¬
frage Auskunft zu ertheilen,

4) fremden Arbeitnehmern über die örtlichen Lohn-, Arbeits -,Lebens- und Wohnungsverhältnisse die etwa gewünschten
Mittheilungen zu machen.
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§ 2 . In Fällen von Streitigkeiten , welche zwischen Ar¬
beitgebern und Arbeitern über die Bedingungen der Fortsetzung
oder Wiederaufnahme des Arbeitsverhältnisses entstehen , ist das
Arbeitsamt verpflichtet , sofort einzugreifen und zwecks Begleichung
der vorhandenen Streitigkeiten Arbeitgeber wie Arbeitnehmer
vorzuladen.

Die beiden letzten Absätze des H 1 und der § 2 wurden
von der Regierung beanstandet. Zu Z 1 erklärte sie, daß nichts
entgegenstehen würde , wenn dem Arbeitsamte in Verbindung mit
den hier unter Ziffer 1 und 2 zugewiesenen Aufgaben die
Verpflichtung auferlegt würde , fremden Arbeitnehmern in ein¬
zelnen Fällen auf Anfrage mündliche Auskunft über ört¬
liche und Wohnungsverhältnisse zu geben . An Stelle der Be-
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stimmung in § 2 wünschte die Regierung dem Arbeitsamt die
Verpflichtung auferlegt zu sehen, bei Streitigkeiten der hier be-
zeichneten Art eine vermittelnde Thätigkeit auf Anrufen eines
der beiden Theile eintreren zu lassen , wobei sie von der Ansicht
ausging, daß eine solche Bestimmung namentlich geeignet sei,
eine zur Zeit nicht bestehende Ausgleichsstelle für Streitigkeiten
zwischen solchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu schaffen,
hinsichtlich welcher das Gewerbegericht nicht zuständig sei.

Da man auf die erwähnten Bestimmungen nicht verzichten
zu können glaubte und neue Erhebungen für erforderlich hielt,
trat wiederum eine längere Pause ein , die erst gegen Ende des
Jahres 1896 durch eine 2 . Verhandlung im Schoße der Stadt-
Verordneten -Versammlung unterbrochen wurde . Inzwischen war
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das Gießener Statut für ein Arbeitsamt in Kraft getreten , dem
man den Entwurf für das Mainzer Arbeitsamt nachbildete.
Nach dem Beispiele von Gießen nahm man in den abgeänderten
Entwurf an Stelle des § 2 des ursprünglichen Entwurfs fol¬
gende neue Bestimmung auf:

Z 7 . Bei Streitigkeiten , welche zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern über die Bedingungen der Fortsetzung oder
Wiederaufnahme des Arbeitsverhältnisses entstehen und zu Aus¬
ständen oder Aussperrungen führen , stellt das Arbeitsamt seine
Thätigkeit für die Betheiligten ein , sobald das Gewerbegericht
auch nur von einem der streitenden Theile als Einigungsamt
angerufen wird . Sofern vor diesem Einigungsamt weder eine
Vereinbarung noch ein von beiden Theilen anerkannter Schieds¬
spruch zu Stande gekommen ist , nimmt das Arbeitsamt für die
Betheiligten seine Thätigkeit wieder aus.

Die Einfügung dieser Bestimmung in das Statut war
schon im Jahre 1895 von dem Gewerkschaftskartell beantragt
worden . War deren Genehmigung durch die Regierung jetzt
nicht mehr zweifelhaft , so hatte man aber doch noch den Wider¬
stand der Arbeitgeber zu überwinden . Die letzteren wollten
nämlich den sogenannten „ Streikparagraphen " unter keinen Um¬
ständen in das Statut ausgenommen haben . Sie begründeten
ihre Stellungnahme mit dem Einwande , daß die Einstellung
der Thätigkeit des Arbeitsamtes einer Einmischung des letzteren
in die ausgebrochenen Streitigkeiten gleichkäme . Lohnstreitig¬
keiten seien Privatsache der Parteien und von diesen allein
auszutragen.

Wenn das Amt lebensfähig bleiben und ersprießlich wirken
solle , müsse es unabhängig vom Parteigetriebe sein und dürfe
nicht im wichtigsten Augenblicke seine Thätigkeit einstellen.

Die Arbeitgeber , die sich mit diesen Gründen in direktem
Gegensätze zu der vorherrschenden Ansicht befanden , daß das
Arbeitsamt gerade durch die Fortsetzung der Arbeitsvermittelung
im Falle eines Streiks in den socialen Kampf zwischen Arbeit¬
geber und Arbeiter in unzulässiger Weise eingreife , gaben
schließlich nach und überhoben damit die Stadtverordneten -Ver-
sammlung der Nothwendigkeit , sich für oder wider die eine oder
andere Ansicht erklären zu müssen . So kam das aus der
zweiten Berathung hervorgegangene Statut als im Einver¬
ständnis mit beiden Theilen zu Stande gekommen betrachtet
werden . Es fand alsbald die Genehmigung der Regierung

(Fortsetzung in der Beilage .)



Beilage zu Nr . 20 des „ Gemeinde -Blatts " vom 7 . Juli 1897.

(Fortsetzung aus dem Hauptblatt .)

(am 27 . Februar 1897 ) und trat am 8 . d . Mts . in Wirk¬

samkeit.
Hinsichtlich der Organisation des Arbeitsamtes sei in Kürze

Folgendes erwähnt . Das Amt ist an allen Werktagen von
9 — 1 und von 3 — 6 Uhr und mit Ausnahme der ersten Tage
des Oster - , Pfingst - und Weihnachtsfestes an allen Sonn - und

Feiertagen von 10 — 12 Uhr geöffnet . Es besteht aus zwei
Abtheilungen : der männlichen und weiblichen , die vorläufig beide
einem einzigen Geschäftsführer unterstellt sind . Seine Leitung
untersteht einer auf Grund der Städteordnung eingesetzten Ver¬

waltungsdeputation , welche besteht
a) aus dem Bürgermeister oder dem von ihm dazu beauf¬

tragten Beigeordneten,
b) aus 8 von der Stadtverordneten -Versammlung zu wäh¬

lenden Mitgliedern , von welchen zwei der Stadtverord¬
neten - Versammlung und sechs dem Gewerbegerichte
angehören müssen.

Die Sitzungen werden mindestens alle drei Monate , sonst
nach Bedarf oder auf Antrag von fünf Mitgliedern einberufen.
Die Mitglieder , die zugleich Gewerbegerichtsbeisitzer sind , er¬
halten für jede Sitzung eine Entschädigung von 2 ^ bis

Die laufenden Ausgaben des Amtes sind auf rund 6000 ^
jährlich veranschlagt . Diese Summe wird sich jedoch dadurch
nicht unwesentlich erhöhen , daß sich die Notwendigkeit zur Ein¬
stellung einer Hülfskraft jetzt schon herausgestellt hat.

(Aus Nr . 23 der „ Deutschen Gemeindezeitung " .)
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